
ENTWURF (03.06.14) - Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung
von Gesundheitsregionen in Niedersachsen (Richtlinie Gesundheitsregionen) - RdErl. d. I!4S v. .......;
Nds. l\481. XXXX Nr. XX, S. XXX; Az. 106.3 XX XX XX -VORIS

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

'1.1. Das Land gewährt nach l\.4aßgabe diesef Richtlinie und der W^/V-Gk zu S 44 LHO Zuwendungen

für den Auf- und Ausbau von Gesundheitsregjonen, um die wohnortnahe gesundheitliche Versofgung zu

vefbessern sowie die Gesundheitsförderung und die Primärprävention zu stärken.

Die Versorgungssituation def niedersächsischen Bevölkerung wird sich in den kornmenden Jahren durch

die demograflsche Entwicklung kontinuierlich verändern. Es werden zunehmend ältere l\4enschen mit

unterschiedlichen kulturellen Erfahrungen sowie l\,4enschen mit Behinderungen und chronischen Krank-

heiten medizinisch und pflegerisch zu versorgen sein, der Versorgungsbedarf insgesamt wird steigen.

Gleichzeitig gibt es bereits jetzt innerhalb des Flächenlandes Regionen, in denen zu wenige Aztinnen

und Azte und/oder nichtärztliche Leistungserbringer tätig sind.

Um die medizinjsche und pflegerische Versorgung aller Büfgerinnen und Bürger zu gewährleisten, ist in

einem strukturierten Prozess die gemeinsame Verantv/ortung aller gesundheitlichen Akteurinnen und

Akteure in regionalen Kontexten zu stärken. Dabei lst insbesondere eine sektorenübergreifende Verzah-

nung medizinisch ambulanter, stationäref, rehabilitativer und pflegerischer Vercofgung anzustreben.

Die kommunale Ebene ist unter diesen Rahmenbedingungen besonders geeignet, soziale, kulturelle und

gesundheitliche Belange der Menschen direkt vor Ort bedürfnisgerecht durch fegional passende Angebo-

te zu skukturieren.

Ein geeignetes l\,4ittel zur Un'rsetzung der beschriebenen Anforderungen ist der Auf- und Ausbau von

Gesundheitsregionen. Ein solcher Prozess liegt - wegen der dem Land obliegenden Gesamtverantwor-

tung für die gesundheitliche Daseinsvorsorge - in einem erheblichen N,4aß im Interesse des Landes.

Ziele der Förderuno sind die

kommunale Strukturbildung bei Umsetzung der ,,Gesundheiisregionen in Nie-

dersachsen" und

Entwicklung und lJmsetzung innovativer n'redizinlscher Versorgungs- und /oder

Kooperationsprojekte sowie l\,4aßnahmen der Gesundheitsförderung und Pri

märprävention
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1.2 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendrng b""t"nt nl"l'tt, ui"lmehr entscheidet die Bewilligungs-

behörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Efmessens lm Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand def Förderung

Zuwendungsfäh g sind

2 1 im Rahmen der kommunalen Strukturbildung als Anschubfinanzierungi

2 1.1 die Durchführung einer fegeln'räßigen regionalen Gesundheitskonferenz, u. a. als Auftaktver-

anslatlung,

2. 1.2 die Einrichtung einer unterjährig tagenden regionalen Steuerungsgruppe mit jewells mindes-

tens einer Vertfeterin oder einem Vertreter der kreisangehörigen Gemeinden, gesteuert durch die

kommunale Verwaltungsspitze

2.1.3 die Einrichtung mehrerer Arbeitsgruppen zur Entwick ung nnovativer VersorgLrngs- und/oder

Kooperationsprojekie und lt4aßnahmen def Gesundheitsfördefung oder Primärprävention,

2.1.4 die Zusammenarbeit mit den drei lvlodellregionen des Vorgängerprojekts ,Zukunftsregionen

Gesundheit" (Landkreise En'rsland, Heidekreis und Wolfenbüttel);

2.2 innovative medizin sche Versorgungs- Llnd/oder Kooperationsprojekte in Niedefsachsen

insbesondere.

2.2.1 Enhir'icklung und lJmsetzung von Konzepten zur Zusamraenarbeit von Arztinnen und Afzten,

Krankenhäusefn und nicht ärztlichen Gesundheitsberufen unter besonderer Berücksichtigung der

Bedarfe und an der Patientin oder dem Patienten orientierter Strukturen,

2.2.2 Entwicklung und timsetzung von Konzepten zuI Ansied ung von Vertragsärztinnen und Ver

tragsärzten, insbesondere von Hausärztinnen und Hausärzten - in läfdlichen Regionen,

2.2.3 Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zuI Entlastung von Vertragsärztinnen und Ver

tragsärzten, - insbesondere von Hausäztinnen und Hausärzten - mit den Schwerpunkten

. Delegation (auch in Verb ndung mlt der Pfege),

' Teamarbelt,

. Verneizung,

2.2.4 Ent\rr' cklung und Umsetzung von Konzepten zur Nachwuchsgewlnnung von Arzt nnen Äz-

ten und Pflegekräfien im länd chen Raum,

2.2.5 Entwick ung und Umsetzung von Moblilätskonzepten (u a. OPNV) unter Einbeziehung n

der lvlobi ität eingeschränkter Paiientinnen L.rnd Patienten,

2.2 6 lMaßnahmen der Gesundheitsförderung und der Prin'rärprävention;
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2.3 die Tätigkeit der drei Modellregionen (siehe Nummer 2.1.4) als Multiplikatoren durch Weitergabe ihrer

im Hjnblick auf eine komrnunale Strukturbildung gewonnenen Erfahrungen an die neuen Gesundheitsre

gionen.

I\,4aßnahmen nach Nummer 2.1 werden vorrangig gefördert.

3. Zuwendungserl1pfänger

3.1 l\4aßnahmen nach Numrner 2 1

Zuwendungsempfänger sind die Landkreise und krejsfreien Städte, die Region Hannover, die Landes-

hauptstadt Hannover sowie die Stadt Göttingen (oder Kooperationen von diesen) mit Ausnahme der

Landkreise Emsland, Heidekreis und Wolfenbuttel. Der Zuwendungsempfänger wird mit Gewährung der

Zuwendung als Gesundheitsregion i. S. dieser Richtlinie anerkannt. Die Zuwendungsempfänger können

die Zuwendung jm Rahmen der W - Gk Nr. 12 zu S 44 LHO als Erstempfänger an einen Letztempfänger

weiterleiten. Dem Letztempfänger obliegt dann die Umsetzung der erfo.derlichen I\,4aßnahmen nach den

Nurnmern 2.1 und 4. Letztempfänger sind Organisationen, die es sich zum Ziel gesetzt haben, die reglo-

naLe gesundheitliche Versorgung zu verbessern, und an denen def Zuwendungsempfängef beteiligl lst.

3.2 Maßnahmen nach Nummer 2.2

Zuwendungsempfänger sind die Landkreise und kreisfreien Städte, die Region Hannover, die Landes-

hauptstadt Hannover sowie die Stadt Göttingen (oder Kooperationen von diesen), soweit sie als Gesund-

heitsregion anerkannt slnd. Die Landkreise Emsland, Heidekreis und Wolfenbilttel gelten insoweit als

Gesundheitsregionen. Die Zuwendungsempfänger können die Zuwendung im Rahmen der W - Gk Nr.

12 zu S 44 LHO als Erstempfänger an einen Letztempfänger weiterleiten. Letzternpfänger sind Leis-

tungsanbieter, die die Projekte i. S. der Nummer 2.2 in der regionalen Versorgungslandschaft urfsetzen.

3.3 Maßnahmen nach Nummer 2.3

Zuwendungsempfänger sind die drei Landkreise Emsland, Hejdekreis und Wolfenbüttel.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 N,4aßnahmen nach Nurnmer 2.1

Der Antragsteller legt mit Antragstellung ein Konzept zum dauerhaften Auf- oder Ausbau einer Gesund-

heitsregion vor. Dies kann auch andefe regionale Initiativen einbeziehen. Das fortzuschfejbende Konzept

beschreibt das Vorgehen zu folgendem Programm ejner Gesundheitsregion:

- ErstelLen einer kleinräurnigen Bevölkerungsprognose unter Berücksichtigung def demografischen

Entwicklung,
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- Erstellen einer Bestandsanalyse regionaler Gesundheitseinrichtungen sow e entsprechendef Ef-

reichbarkeitsanalysen,

- kommunaler Strukturaufbau (u. a. Beschreibung der zukünftigen Umsetzung der Aufgaben nach

Nummer 2.1) und EnNvicklung innovativer modellhafter Versorgungs- und/oder Kooperationspro-

jekte sowie l\laßnahmen der Gesundheitsförderung oder Primärprävention,

- Benennung einer Koordlnatorin odef e nes Koofdinators als Ansprechpartnerln oder Ansprech-

padner.

4.2 l\/aßnahmen nach Nummer 2.2

Der Antragsteller legt mit Antragstellung ein Konzept des Projekts vor Dabei sind die Zielsetzung und die

erwarteten Auswirkungen auf das regionale Versofgungsgeschehen zu beschreiben. Die füf die Urnse!

zung der Maßnahme erforderlichen Schritte slnd darzulegen; die am Vefsorgungs- und/oder Kooperati-

onsprojekt betei igten Institutionen und/oder Personen s nd anzugeben.

Voraussetzung für die Förderung ausgewählter Projekte nach Nummer 2.2 ist die Zustimmung des ,,Len-

kungsgremiums Gesundheitsregionen", das entsprechend dem Kooperationsvedrag ,,Gesundheitsregio-

nen Niedersachen" aus dem lvlS sowie weiteren finanziell beteiligten Partnerinnen und Partnern besteht.

Die Förderung der Ent\ricklung und Umse2ung von l\lobilitätskonzepten (u. a. OPNV) ist ausgeschlos-

sen, sowelt die Antragsteller Finanzhjfen nach S 7 Abs. 4 NNVG erhalten.

4.3 Nlaßnahmen nach Nummef 2.3

Der Antragstellef erklärt sich durch schrlftliche ErkLärung gegenüber der Bewilligungsbehörde zu folgen-

den Aktivitäten bereit:

- N,4ih&irkungalsN,4ultiplikator,

- [,4itafbeit bei einer Leitfadenentwicklung für die GesLrndheitsregionen,

- Teilnahme an den vier regionalen Auftaktveranstaltlrngen,

- Unterstützungdesregionalen Netzwerkaufbaus,

- sonsljgeBeratungstätigkeitfürdieGesundheitsregionen.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendung für I\,4aßnahmen nach Nummer 2.1 wird im Rahmen einer Projektförderung als nicht

rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Festbetragsfinanzierung gewährt. Zuwendungsfähig sind die im

d rekten Zusamn'renhang mit dem Projekt stehenden notwendigen Personalausgaben (b s zur Entgelt

gruppe 11) und Sachausgaben, insbesondere zur Olganisatlon, Koordination und Steuerung einer ver-

netzten gesundheitlichen Vefsorgung vor Ort sowie zurn Aufbau nachhaltiger kooperativer Struktufen.
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Der Bewilligungszeitraum beträgt zwei Jahre. Die Zuwendung darf insgesamt 25.000 € nicht überschrei-

ten; sie betfägt im ersten Jahr maxirnal 1 5.000 € und im zweiten Jahr maximal 10 000 €. Dies gilt auch

im Fall einer Kooperation mehrerer Zuwendungsempfänger.

5.2 Die Zuwendung fü. Maßnahmen nach Nurnmer 2.2 wird im Rahrnen elner Projektförderung als nicht

ri.lckzahlbarer Zuschuss in Forr.l einer Anteilfinanzierung bis zur Höhe von 90 % der zuwendungsfähigen

Ausgaben gewähft. Die Zuwendung darf 100.000 € nicht überschreiten.

5.3 Die Zuwendung für I\,4aßnahmen nach Nummer 2.3 wird im Rahmen einer Projektförderung als nicht

rückzahlbarer Zuschuss in Form einer einmaligen Festbetragsfinanzierung gewährt. Die Zuwendung darf

15.000 € nicht überschreiten.

6 Anweisungen zum Verfahren

6.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung def Zuwendung sowie für den Nachweis und die

Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die

Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die WA/V-Gk zu S 44 LHO, soweit nicht in dieser

Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.

6.2 Bewllligungsbehörde ist das LS.

6 3 Die Anträge sind bis zum 30. September eines Jahres bei der Bewi igungsbehö.de zu ste len Aus

nahmen von der Antragsfrjst können n besonderen Ausnahmefällen zugelassen werden, sofern ausfei-

chende Haushaltsmittel zLrr Verfügung stehen.

7. Schiussbestimmungen

Dieser RdErl. tritt mit Wrkung vom 01.01.2014 in Kraft und mjt Ablauf des 31.12.2017 außer Kraft
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